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hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts auf die“
mündliche Verhandlung vom 24. Nevémber 1965 durch

Sehatspräeident ' _Dr; H a u e i s e n
' ‘ —Vorsitzender—‚'

Bundesrichterin ■r. S c_h w a_r z und

\ Bundesrichter 8 0 n n e n'b e r g ;

Bundessozialrichtere w e i n r.e i c h und
‚«

Bunäeseozialrichter K w.i & t k 0 w e k i

für Recht erkannt:

Die Urteile des Lanäeseozialgerichts Hamburg vom
20. März.1962 und des Sozialgerichte Hamburg vom
25. Januar 3960 sowie die Bescheide der Beklagten}
vom 22. Oktober 1958 und vom 26. Mai 1959'werden
aufgehoben°

Sie Beklagte wird verpflichtet, der Klägerin und äer
Beigelaäenen einen neuen Bescheid über die ■ach—

‚...versicherung deszernharä Sch:3 ; zu erteilen„

Eie Beklagte hat äer Revisionsklägerin éie außer—
gerichtlichen Kosten äes Rechtsstre1ts zu erstatt n;
im übrigen sind Kosten'nicht zu erstatten. *
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Bernhard Säkmtxx% (Sch.), geboren am 13. April_1893; war
techhischer Bundesbahn—Inspektor und Beemtef'euf Lebenszéit„

Er wurde zum 7.‘Mäi 1958 wegen Erreichung der älters;renze
‚(mit Ruhegehalt) in den Ruhestand versetzt° 'Wegen Ver*

fehlungen aus der Zeit vo■'1951 bis 1956 wurde gegen Sch„

am 30‚ Mai 1956 ein Dienstétrafverfähren eingeleitet„ Burch
Urteil des Landgerichts (LG) Hamburg vom 29. April 1958

wurde Séh° wegen fortgesetzten Betruges in Tätéinheit mit
Urkundenfälsohung zum Nachteil der Bundesbahn zu 1 Jahr und
9 Monaten Gefängnis verurteilt° Dieses Urteil wurde am

6„ Mai 1958 rechtskräftig. “Sch; verlor daraufhin mit Ab—
lauf des Monats Mai 1958 seine Rechte als Ruhestandsbeamter

und damit auch sein Rühegehalt (@@162, 48 des Bundesbeamten»
geäetzes — BBG —)‚ Er begehr■g darauf die Nachversicherung

für die Zeit, in der er als-Beamter versicherungsfrei be—
schäftigt'wero Die Beklagte_lehnte die Nachversichefung ab,

_weil Sch. bei seinem Ausscheide■ aus dem Beamtenverhältnisl

noch einen Anspruch auf beemtenreéhtliche Vereorgu■g gehabt

und seine Versorgung erst'egäter verloren habe; die Voraus-

setzungen der 3ächversicherung nach % 9 des Angestellten—
_vereicherungsgesetzes (AVG) lägen deshalb nicht vor (Beschei

vom 22. Oktober 1958 unä Widerspruchebescheid vom 26‚ Hai

1959). Die Bundesbahn, der frühere Bienstherr des Scä„‚ von

dem die„Leistung äer Nachversicheru■gsbeiträce begehrt wird,

schloß sich der Auffassung der Beklagten ano

Mit der Klage machte Sch. geltend3 die Eachversicherung sei

zu Unrecht aägelehnt werden; es könne für die Nächversiche—-
rung keinen Ünterschied machen, ob ein Beamter schon ohne
Versorgungéanspruch aus dem Dienst ausscheiäe oder erst als
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Ruhéstendsbeamter die bereits gewährte beamtenrechtliche

Versorgung verliere; eine unterschiedliche Behandlung der

aktiven Beämten und der Ruhestandsbeemten in bezug auf die

soziale Sicherung bei Wegfall der beamtenreohtliohen Ver—

sorgung verstoße gegen Art“ 3 des Grundgesetzes (GG)O„

Das Sozielgerioht (SG) Hamburg lud die Deutsche Bundesbahn

zum Verfahren bei. Es wies äie Klage mit Urteil vom
25° Januar 1960 ab„

Die Berufung des Sch° wies das Landessozialgericht (LSG)

iamburg mit Urteil vom 20° März 1962 zurück: Nach der hier
maßgeblichen Vorschrift des 5 9 AVG (idF vor dem Renten—
versicherungs—Änderungsgesetz —RVÄndG — vom 9° Juni 1965}
komme es für die Frage, ob eine Nachversicherung durchzu-

führen sei, allein darauf an, ob zur Zeit des Ausscheidens

aus der versicherungsfreien Eeschäftigung ein Anspruch auf
beamtenrechtliohe Versorgung bestanden habe° Der Kläger habe

bei seiner Versetzung in den Ruhestand wegen Erreichung des

65„ Lebensjahres zum 1„ Mai 1958 Anspruch auf Versorgung nach

den Vorschriften des.Beamtenrechts gehabt; erst mit der
Rechtskraft des Urteils des LG Hamburg vom 29° April 1958,

also am 6„ Mai 1958, habe er diesen Anspruch nach 9 162 Abs.1

Ziff„ 1 i„V„m° @48 BBG kraft Gesetzes verloren° Der Kläger
sei daher nicht ohne Versorgu & aus der versicherungsfreien

Beschäftigung ausgeschieden, er habe seine Versorgung viel—

mehr erst später verloren° Ein Nachversicherungsfell sei

daher nicht gegeben° Diese Rechtslage entspreche auch der

Rechtsprechung des Reichsversicherungsemts —R"A— ( gl„ AN

1938, IV S« 53). Es sei nicht erkennbar, daß äer Gesetzgeber
in den Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzen eine andere

'Regelung habe treffen wollen° Wenn das Gesetz Ruhestanäs—

beamte, die ihre beemtenrechtliche Versorgung verlieren, von

der Nachversicherung ausschließe, so führe dies zwar zu Härtez;

ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art„ 3 GG) liege
jedoch nicht vor°
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Das LSG ließ die Revision zu°

Sch. legte fristgemäß und formgcreeht Revision ein.

Er beantragte,

die Entscheidungen der Vorinstanzen auf—

zuheben und die Beklagte zu verurteilen,
die Nachversicherung für die Zeit seiner

versicherungsfreien Beschäftigung als

Beamter durchzuführen°

Er führte dazu aus, das LSG habe % 9 AVG unrichtig an—
gewandt; nach Sinn und Zweck äer ■achversichérüngsregelung

durch die RentenversicherungS—Neuregelungsgesetze seien

auch Huheetandsbeemte; die ihre Versorgung verlieren, nach;

zuversichern; eine unterschiedliche Behandlung von aktiven

Beamten, die schon ohne beemtenrechtlichen Versorgungs—

anspruch aus der Beschäftigung ausscheiden; und von Ruhe-

standsbeamten, die ihre Versorgung später verlieren, sei

nicht gerechtfertigt und varstoße gegen Art. 3 GG, weil

in beiden Fällen das gleiche Bedürfnis für eine soziale

Sicherung durch die Sozialvereicherung bestehe°

Die Beklagte beantragtea

die Revision zurückzuweieen°

Die Beigeladene schloß sich—diesem Antrag an„

Sch. ist im Laufe äes Revieionsverfahrens verstorben° Der

Rechtsstreit wird von seiner Ehefrau Auguste %erie & .............................
als Rechtsnachfolgerin nach @ 65 Abs° 2 AVG fortgesetzt.
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Die Revision ist zulässig (5% 162 Abs° 1 Nr. 1, 164 des
Sozialgerichtsgesetzes — ‘G ); sie ist auch begründet°
Streitig ist, ob der Ehemann der Revisionskläggerin (Sch.)

für die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäitigung als

Beamter (bis 30. April 1958} nachzuversichern ist°

Da Sch„ schon zu Lebzeiten den Bescheid angefociten hat, in

‘dem die Nachversicherung von der Beklagten &gelehnt worden

ist, ist die Ehefrau als Rechtsnachfolgerin befugt, des

Klegebegehren zu verfolgen; ZWar ist hier nicht ein Anspruch

auf Rente im Streit, sondern — als “Vorstufe" des Anspruchs

auf-Rente — ein Anspruch auf Nachversicherung; auf diesen

Fall ist 5 65 Abs° 2 AVG entsprechend anzuwenden„

Die Frage, ob Sch‚ nachzuversichern ist, ist — wie das LSG

zutreffend angenommen hat —
nach den Na chvme1s cherungsvor

schriften ö.er Bentenversicherung s—Neuregelungsgee setze vom

23° %bruar 1957 (idF vordem BÄndG vom 9‚ Juni 1965) zu

beurteilen; diese Vorschriften sind am 1„ März 1957 in

Kraft getreten (Art° 3 5 8 des ArbeiterrentenVersicherungs—

Neuregelungsgesetzes — ArVHG —, Art. 5 % 7 des Angestellten—

versicherungs—Neuregelungsgesetzes — AnVNG —)° Nach dem

pflicht, wenn ?ersonen aus der Beschäftigung ausscheiden,

während der sie nach @ 6 Abs° 1 Nr„ 2 bis 5 AVG oder nach
5 8 Abs° 1 AVG (als Beamte oder gleichg estellte Personen)

versichern .ngsfrei waren, ohne daß ihnen nach beamtenrecht—

lichen Vorschriften oder Grundsätzen eine lebenslängliehe

Versorgung „„.„ gewährt Wird; sie sind nachzuversichern für

die Zeit, in der sie sonst in der Rentenversicherung der An«

estellten versioherungspflichtig gewesen wären. Nach dem

‘...hier maßgebenden @ 9 Abs° 1 AVG besteht die Nachversicherung‚
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Gesetzeswortleut ist die NechversiCherung an das — "un—

vcreorgte" — Ausscheiden aus der versicherungsfreien Ee—

schäftigung geknüpft; dieses Ausscheiden ist der Versiche—
rungsfall, der äas besonéere Versicherungsverhältnis der

Nachversicherung entstehen läßt und die Pflicht zur Nach—
entrichtung von Beiträgen begründet. 3er zeitpunkt des

Ausscheidens bestimmt das anzuwendende Recht (BSG 1, 219},

den Beitragssatz (@ 124 Abs° 1 AVG), den Beginn der Fristen

für den Aufschub {@ 125 Abs. 1 Buchst. & AVG}; des Aus—
scheiden be@renzt aueh den nachzuversichernden Zeitraum.

Nach dem Gesetzeswortlaut kommt es für die Frage, ob eine
NachVersicherung durchzuführen ist, auf den Zeitpunkt des
Ausscheidehs an; eine Nachversicherungspflicht besteht da-

nach nur, wenn im Zeitpunkt des iusscheiäens keine beemten—

rechtliche Versorgung gewährt wird. Der Wortlaut des 9 9

Abs„ 1 AVG läßt insoweit keine Änderung äes bisherigen Nach—
versicherungsrechts erkennen (vgl. auch % 18 AVG‘sF; % 1242a

der Reichsversicherungsordnung # BVD — eF; BVA in EN 1958

IV 5" 53)° ’

Nach dem Gesetzeswertlaut liegt ein Eachversicherungsfall

nicht vor, wenn die Versorgung nach dem Ausscheiden aus der

versicherungefreieh Beschäftigung wegfällt, also nicht in»

den Fällen, in denen Ruhestandeheemte den Anspruch auf das

Ruhegehalt auf Grund_strafrechtliCher Verurteilung nach

@ 162 i.V.m° % 48 BBG verlieren oder wenn ihnen das Ruhe—

gehalt im Disziplinarverfshren aberkannt wird, weil in die—

sen Fällen in dem nach dem Gesetzeswortlaut maßgeblichen

Zeitpunkt des Äusscheiäens
aus der versicherungsfreien Be—

schäftigung eine beamtenrechtliohe Versorgung (noch) gewährt

werden ist. Sch. hat, als er
Zum 1° Mai 1958 wegen Errei—

chung der Altersgrenze in den Ruhestand versetzt wurde, noch

einen Anspruch auf das beamtenrechtliche Ruhegehelt gehabt;
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er het-dienen Anspruch erst auf Grund äes am 6° Mai 1958

rechtskräftig gewordenen Strefurteils mit Ablauf des

Monate Mai 1958, also 3993 dem Ausscheiden aus seiner ver—
siéherungsfreien Beschäftigung, verloren° Der hier vorlie—

gende-Sachverhalt wird von dem Gesetzeswortlaut des 5 9

Abs. 1 AVG also nicht als Nachversicherungefell erfaßto
Für üie Rechteenwendung kommt es jedoch nicht nur auf die

Subsumtion eines bestimmten Sachverhalts unter den Gesetzes—

wortlaut en, vielmehr ist der Wortlaut auch an dem Sinn»

zusammenheng der Géeetzesvorschrift
zu messen. Ergibt sich

aus dem im Geséte erkennbar gewordenen Sinn und Zweck einer

Regelung, daß der Gedanke des Gesetzes in dem Wortlaut der
Regelung nicht deutlich genug Ausdruck gefunden hat, so iet

eine herichtigende Auslegung gehoten (BSG 14, 238, 239 mit

weiteren Hinweisen)‚ Es ist daher zu prüfen, ob eine sinn—

gemäße Anwendung des 5 9 Abs° 1 AVG in der Weise zulässig
und geboten ist, daß auch Personen, die nach ihrem Ausschei—

den aus der yersicherungsfreien Beschäftigung ihre beamten—
rechtliche Versorgung verlieren, nachzuversichern sind° Eine

ergänzende Rechtsfindung in diesem Sinne setzt weiter voraus,
öeß sich die Notwendigkeit der Ausdehnung der gesetzlichen

Regelung auf den hier zu beurteilenden Tatbestand aus dem

Gesetz selbst entnehmen läßt; auch die Entstehungegeschichtc

des Gesetzes kann als Stütze für eine Solche ergänzende

Rechtsfindung dienen°

Die Grundgedanken der ■echversichGrung eine bereits in der

Begründung zur ersten Nachversicherungergelung durch die

Verordnung vom 13. Februar 1924 (RGBl I S„ 62) dargelegt

(RABl 1924 So 95)„ Die Nachversicherung bezweckt danach
die soziale Sicherung durch die Sozieltersicherung der
(abhängig beschäftigt gewesenen) Personen, bei denen im Hin—

blick auf eine anderweitige (beamtenrechtliche) Versorgung

Versicherungsfreiheit bestanden hat, denen dann aber später

«8—
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doch keine Versorgung aus ihrer versicherungsfreien Be—
schäftigung gewährt wird; sie will diese Personen nach—

träglich in die Sozialvereicherung einbeziehen und ihre
versicherüngefreien Beschäftigungszeiten sozielversicherungs»

rechtlich "honorieren", wenn die Aussicht auf beamtenrecht—
liche Versorgung, die zur Versicherungsfreiheit geführt hat‚i

unerfüllt geblieben ist; sie will verhindern, daß es für "

diese Personen keine soziale Sicherung ihres Alters und ihrer
Hinterbliebenen gibt, daß sie "jedes Schutzes beraubt" sind°

Die Nachversicherung beruht ferner auf der Erwägung, daß bei

der Bemessung des Gehalts versioherungsfreier Personen auf

den später entstehenden beamtenrechtlichen Veräorgungsan-

spruch Rübksicht genommen wird und daß es
deshalb gerecht-

fertigt ist, in allen Fällen, in denen die versicherunge—
freie Beschäftigung endet und — gleichviel aus welchem Grun—

de_n eine Versorgung nicht gewährt Wird, dem.Dienstherrn die

Pflicht aufzuerlegen, für die versicherungefreie Beschäfti—

gung nachträglioh Beiträge zu entrichten„ Den Versicherunge—

trägern wird dabei ganz bewußt zugemutet, auch ungünstige

Versicherungswegnisse zu übernehmen°

Die unterschiedlichen
—

Nachveréicherungsregelungen
vor den

Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzen haben diesem Grunä—

gedanken der Nachversicherüng_ellerdings nicht mehr voll ent“

sprechen; die Nachvereicherung ist naeh 1935 durch beamten—

rechtliche und besondere soziaIVersieherungsrechtliche Vor—
schriften — entgegen ihrer ursprünglichen ZWeckbestimmung

—
eingeschränkt werden (vgl° u.a‚ @ 141 des Eeutschen Beamten—

gesetzee—BBG—vom26° Januar 1937; 9 7242a eve iäF der
Verordnung vom 17° März 1945 und Sozielversicherungeanordnung

—SVA —Nr. 14}„ Um so @eutlicher läßt jedoch die Nachvereiw
cherungsregelung der Rehtenvereicherunge—Neuregelungsgesetze-

das Ziel erkennen, die Grundgeäanken der Neohversicherung

(Wieder) voll

..9-
.
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zu verwirkliehen-und ein vollkommenes und in sich ge—
sghloesenes'■yetem der sozialen Sicherung für äie Perso—

nen zu nt;Üefien‚ die w% en der Aussicht auf beemtenrecht—

liche VeTsorpung zunächst versieherungsirei fild, denn

abe r doeh kein.e Versorgung erhalten und des hal.b des Schutzes

der „oeialVereacherung bedürien. Der WiLl€ dis Gesetzes‚

für frühere Be«:1mte‚ die ohne Heamtenrccht iche ‘!

uer5015ung
sind, ein geschlossenes System der sozielen Sicherung Zu
schaffen, ergibt sich aus der Ausgestaltung des neuen N„■ch—

vereicherungsreohts und seiner Abstimm ng mit dem Beamten—

recht. Das C-e.etz i‘olgt auch insoweit dem allgemeinen Grund—

gedanken, allen abhängig Beschäftigten eine ihrem Arbeits—

leben entsprechenö.e soziale Sicherung ihres Alters und ihrer

Hinterbliebenen zu verschaifen unä sie so zu stellen, dei“ si

euc.n nach. dem Ausscheiden aus dem Bescxeft13ungsver iltni i
ihrem Lebenskreis verbleiben können und vor dem sozialen Ab—

stieg bewahrt werden„ Dabei wird, wenn äie soziale Sicherung

im W'ege der Naohver si.cherunr zu erfolgen hat, der Vorberei«

tungsdienst der Beamten „ "ohne Rücksicht darauf, ob während

dieser Zeit Entgelt bezogen worden ist" — nechver icherungs—

fähig (@ 9'Abeo 2.AVG„=.@ 1252 ‚Absc 2 RVG); auch stehen die
jeweils gültigen Vorschriften über die Vereicherungspflieht—

grenze der Nechversicherung nicht entgegen (Art„ 2 % 4 Abs„ 1
\

Satz 5 und 4 AnVHG); schließlich ist der nachzuversichernde

(*
.)

23

Zeitraum insofern erweitert, als Ersetzzeiten nicht mehr ars—

genommen sind Der Grunägedanke des Gesetzes, durch die Nach—
versicherung alle Fälle zu eriee sen, in denen die Aussicht auf

eamtenrechtliche Versorgung w% gei‘allen ist, zeig“ sich auch

darin, daß die Einschränkungen der Naehversicherung, die dem.

Liel der umiassenden Regelung entge‚gengesta an.den haben, besei—

tigt worden sind° So gelten jetzt die Nach ersickor osverbote

des % 141 DBG vom 26. Januar 1957 (ZB beim Ausscheiden aus dem

Dienst durch Disziplinerurteil oder wegen strafgerichtlicher

Verurteilung), soweit sie landesrechtlich noch bestanden haben,

_] Q..
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nicht mehr; auch die Vorschriften, nach denen die*Naché
versicherung ”wegen unehrenhaften oder freiwilligen" Aus—

scheidens zu unterbleihen hatte {5 1242 & RVG idF der Ver—
ordnung vom 17. März 1945 und SVANr. 14), sind weggefellen.
DurchArt. 2 5 4 Abs„ 2 Satz 1 Anvne(: Art: 2 5 3 Abs. 2
Satz 1 ArVNG) ist die Geltung des 5 9 AVG (=.ä 1232 RVG)

sogar auf die Personen erstreckt werden, deren Nechvereiche—

rung in der Zeit vor äem Inkrafttreten äer Neuregelunge—
gesétze auf Grund des @ 1242 & EVO id? der VO vom 17. März

1945oder der SVANr. 14 unterblieben ist, "es sei denn,
daß 5 141 Abs. 2 Satz 1 BBG äie Naehvereieherung aussch10ß";

doch auch dann ist nach Satz 2 des Art. 2 5 4 Abs. 2 AnVNG
(= Art. 2 5 3 Abs. 2 ArVNG) die Nechversicherung "in Fällen
besonderer Härte" durchzuführen, d.h. insbesondere dann, wenn

— wie sich aus 5 2 der Nachversioherungs—Härte—Verordnung

vom 28. Juli 1959 (BGBl I 550) ergibt — ohne'■achversicherung

keine hinreichende Sicherung für den Fall der Berufsunfähig—

keit, des Alters und für die Hinterbliebenen gewährleistet

ist. Bemerkenswert ist schließlich‚_daß Art. 6 % 22 äes

Fremdrentehgesetzes (PRG) sogar für Zeiten des auslän@iggägg
öffentlichen Dienstes eine — allerdings fiktive — Nachver—

sicherung vorsieht.. Bie neue Nächversicherungeregelung sieht

danach erkennbar das Schutzbedürfnis, das durch den_Ausfell

der beamtenrechtlichen Versorgung entstanden ist, als ent—

scheidend für die Notwen■igkeit der ■aehversicherung an„

Dieses Schutzbedürfnie besteht allein wegen des Umstandes,

daß keine beamtenrechtliche Versorgung gewährt wirä; es kommt

nicht mehr darauf an, warum sie nicht gewährt wird; es is‘

auch_nicht wesentlich, gggg es zum Wegfall der beemtenrecht—

lichen Versorgung gekommen ist; der Zeitpunkt des Wegfalles

dieser Versorgung berührt das Schutzbedürfnis nicht‚ Das

Bestreben der neuen gesetzlichen Nechversicherungsregelung,
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dem Schutzgedanken umfassende Geltung zu ver30heffen, ver—
langt die Nachversicherung auch in den Fällen, in denen

die beamtenrechtliche Versorgung nach dem Ausscheiden aus
der vers icherung sfreier. Beschäftigung wegfällt° Es känn

nicht angenommen werden, daß der <}esetä geher dem Leitpunkt

des Aussdheidens aus der versicherungsfreien Beschäftigung

in dem Sinn hat Bedeutung beimessen wollen‚ ö.a3 nur die

Fälle des Fehlens der beamtcnrechtlichen Versorgung beim

Ausscheiden für die Nachversicherung in Betracht kommen

sollen? obwohl in den Fällen des späteren Wegfalls der Vor—

s0rgung das gleiche Schutzbedürfnis für eine soziale Si—

cherung durch die gesetz aliche Rentenvers icherung Les ehto

Ein sachlich gerechtfertigter Grund, diese jälle unter—

chiedlich zu behandeln, ist nicht erkennbar‚ Ein solcher

Grund kann auch nicht a.us der Erwägung nergcleimc werden,

die Sozialversicherung erstrebe grundsätzlich die \orsorge

für einen 333333393 Versicherungsfall, deshalb sei die Nach—

versicherung von Ruhestanäsbeamten systemwiärig; für die
Nachversicherung gilt dieser Grundsatz in keinem Falle; sie

ist eine besondere Art der sozialen31che rung; hier wiri ein

Versicherungeverhältnis immer erst nachträglich begründiecho

Die Nachversioherung von”Ruhéstandsbeämten ist zu.ch ke.i.nc

Besond.erheit im Sys tem der Pontenvcrsmcherune- sie ist schon

fIüher bekennt gewe sen (vgl‚ ZB die Siebente Ve7o*”nupU zur

Durchführung des Ges me zur Wieäerherstellung des Berufs—

beamt€ntums vom 2° April 1955, HGBl I S„ 448; @ 2 >s„ 4 der

Verordnung zum Reichshürgergesetz vom 21° Dezember 1935

BGBl I S„ 1524; @ 72 des Gesetzes zu Art; 131 GG und jet.‚t

@ 9 AVG idF des RVÄHdG vom 9„ Juni 1965 ° Ob der Verlust

des beamtenrechtlichen Versorgu% saHSpruchs bereits beim

Ausscheiden (bei der Versetzung in äen Ruhestand) vorliegt

oder die Versorg ;ung e:rst später ve110rengeht, hängt häufig
‘

von Zufälligkeiten ab, ZB vom Leitpunkt der Entdeckung dienst—
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licher Verfehlungen, vom Beginn und G-ang der Ernaittlungen,

von der Dauer eines Straf— oder Eiszipliharverfehrens; ob

es noch vor der Versetzung des Beamten in den Ruhestand zu
einem den Verlust des VersOrgungsan3pruchs begrdnd enden

Strafe oder bisziplinerurteil gekommenist oder erst später,
kann nicht entscheidend sein; es kann nicht unterstellt

werden, daß der Gesetzgeber die soziale Sicherung von Zu—
fälligkeiten hat abhängig machen wollen. Im vorliegenden

Ealle'wäre zB die Naohversicherung des Sch. auch nach dem
Gesetzeswortlaut des 5 9 ave & unstreitig — zu bejahen,

wenn des_Strafverfahren wenige Tage früher zum rechts—

kräftigen Abschluß gekommen wäre; das wäre sch.on der Fell

gewesen, wenn Sch. — und die Steatsanwaltschäft — in der

Verhandlung vor dem LG Hamburg am 29. April 1958 auf

Rechtsmittel verzichtet hätten. ‘

Wenn der Gesetzeswortleut die Fälle des Verlustes der
beamtenrechtlichen Versorung nach dem Ausscheiden aus deh

Dienst nicht ausdrücklich erfaßt, so ist dies nicht zu—
letzt auch darauf zurüékzuführen, daß er in den hier ent—
scheidenden Wendungen im wesentlichen‘nooh an frühere

gesetzliche Vorschriften (@ 18 AVG aF, % 1242 e EVO aF)
anknüpft, die zu

einem Zeitpunkt erlassen worden sind, in

dem es des Sehu tzes von Ruhestandsbeemten durch Begründung

einer Nachvereicherungepflicht nicht bedurft hat, weil der

Ruhegeldansprueh nach dem Ausseheiden aus dem Eienst grund—

sätzlich nieht mehr entzi.ehbar gewesen ist. Erst die nach

1933 erlassenen beamtenrechtlichen Vorschriften haben an

bestimmte strafgerichtliche Verurteilungen von Ruhestands—

beamten auch vereorgungsrechtliohe Felgen geknüpft und die

Beschränkung der disziplinergerichtlichen Verfolg barkeit

von Ruhestandsbeemten aufgehoben {@9 35 ff des Gesetzes zur
Änderung von

Voreohriiten auf dem Gebiete des allgemeinen
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Beamten—, des Besoldungs— und des Versorgungsrechts vom

30. Juli 1935 —BGBl I 435; Art„ 1 Ziff„ 5 des Preußischen
Gesetzes zur Änderung des Dienststrafrechts vom 18. August

1954, Gesetzessammlung S- 355). Die Folge davon aber ist,
daß der Schut2gedanke der Nachversieherungsregelung.jetzt

auch die "schutzbedürftig gewordenen" Fälle des späteren

Wegfalls der beamtenrechtlichen Versorgung erfassen muß„

Wenn 5 9 AVG in seiner endgültigen Fassung von der Fassung

eines Vorentwurfs abweicht, in dem die Fälle des Wegfalls

der Versorgung nach dem Ausscheiden ausdrücklich als Nach—

versiöherungsfälle bezeichnet sind, so ist daraus nicht zu
schließen, daß diese Frage zwar erwogen, dann aber im Gesetz

abweichend von dem Vorentwurf im Sinne der Rechtsprechung

des EVA zu dem früheren Recht (AN 7938 IV 3„ 53) geregelt

werden sei° Es ist nicht ersichtlich, daß sich Regierung

und Parlament mit dieser Frage besonders befeßt haben; sie

haben vollends nicht den Willen bekundet‚ frühere Einschrän—

kungen der Nachversicherung,_die dem Grundgedanken der um—

fassenden sozialen Sicherung aller Arbeitnehmer wider—
sprechen, sufrechtzuerhalten. Es kann deshalb nur ange—

nommen werden, daß damals übersehen werden ist, den Wert—

laut des Gesetzes dem klaren Sinngehslt der neuen Nach-

versicherungsregelung änzupassen; dies mag damit zusammen-
hängén, daß es sich hier um eine nur einen geringen Personen—

kreis berührende Einzelfrage gehandelt hat; sie ist — ge—

messen sn den sonstigen Problemen der Rentenreform, denen

sich der Geset2geber gegenübefgeeehen hat - nur von unter—

geordneter Bedeutung und Trägeéité geWe3en°

Das RVÄndG vom 9. Juni 1965 hat durch Arte? @ 2 Nr. 8

Buchst° b die Vorschrift des % 9 AVG ergänzt und einen
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neuen Abs‚ 4 eingefügt‚-in dem deutlich gemachtiist, daß
die Absätze 1 bis 3 AVG auch anzuwenden sind, wein Pei—

sonen, die versicherungsfrei gewesen sind und eine beam—
tenréchtliche Versorgung beziehen, ihren Anspruch auf

diese Versorgung ganz und auf Dauer yg;ligggg. Damit ist

also klargestellt, äaß auch die Fälle, in denen einem
_Ruhestandsbeamten äas Ruhegehelt durch äisziplinargericht—

liches oder strafgerichtliches Urteil aberkannt wird,
Nachversicherungsfälle sind; “diese Regelung" hat "eine

bestehende Lücke, die als Härte anzüsehen ist", schließen
sollen, wie es in der Be3rünäung des Regierungsentwurfes

zum RVÄndG, BT—Drucks. IV 2572, s. 24, heißt. Das RVÄn&G

hat jedoch insoweit nicht neues Recht geschaffen, es hat

den Sinngehalt, den schon die Nachversicherungsregelung

in den Neurégelungsgesetzen gehabt hat, verdeutlicht und

Zweifel beseitigt." '

Art‚‘1 @2 Kr„ s ßuohst„'b RVÄndGist in den Übergangs—
vorschriften dieses Gesetzes unter äen Vorschriften, die

rückwirkend vom 7. Januar 1957 (Inkrafttreten des Heu—
regelungsgesetzes) in_Kraft treteh„nicht besonders er—

wähnt (Art‚ 5 @ 10 Buchst° a}; ein Hinweis auf diese Vor„

schrift paßt auch nicht dorthin, denn die Naehversiche—

rungsregelung der Neuregelüngsgésetze ist erst am 1„ ■ärz

1957 in Kraft getreten {Art. 3 @? AnVNG); es fehlt deshalb‘

in den Übergangsvorschriftee eine besonäere Vorschrift

über das Inkrafttreten der_Ähäerungdes @9 AVG. Es istnicht
anzunehmen, daß äer Gesetzgeber Art. 1 @ 2 Er. 8 Buchst. b

als_eine der "übrigen Vorschriften" angesehen hat, deren

1 .; \.3
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Inkrafttreten auf den 1, Juli 1965 festgesetzt werden

ist?, Eine Gesetzeseuslegung, wie sie dem jetzt ergänz—

ten Gesetzeswortlaut entspricht,_ist deshalb auch schon

für die Zeit von dem Inkrafttreten der Nachversicherungs-

regelung in den Neuregelungsgesetnen (1. März 1957) an
möglich° ’Einer ausdrücklichen Rückwirkungsvorschrift hat

es insoweit nicht bedurft, weil Art‚ 1 5 2 Nr. 8 Buchst. b

nur wiedergibt, was
bei sinngemäßer Auslegung des Gesetzes

(seit dem 10 März 1957) auch bisher schon Reohtens gewesen
ist (vgl.° auch die Urteile des Bundessozielgerichts vom
25° August 1965, 5 RKn 72/61, und vom 29° September 1965,

5 RKn 38/62}„

Danach entsteht seit dem Inkrafttreten der Nechversicherungs—

regelung in den Neuregelungsgesetzen (1. März 1957) nicht

nur mit dem Ausscheiden aus äer versicherungsfreien Be—

schäftigung ohne Versorgung ein Anspruch auf Hachversicherung,

sondern ebenso bei späterem Verlust der Versorgung, sofern

die sonstigen Voraussetzungen der Nachversicherung erfüllt

sind° Ii diesen Fällen tritt, soweit im Gesetz die sensti-

gen Voraussetzungen und die Burchführung der Nachversicherung

an den Zeitpunkt äes Ausscheidens anknüpfen, an die Stelle

dieses Zeitpunktes der Zeitpunkt des Verlustes der Versor—

gungsbezüge (vgl. auch @ 124 Abs„ 1 AVG iäF des RVÄndG).
Die Voraussetzungen der Nechversicherung sind äanach im vor—

liegenden Fell gegeben; Sch„‚ der seine Versorgungsbezüge

im Mai 1958, also nach dem Inkrafttreten der Nechversiohe—

rungsregelung der Neuregelungegesetze, verloren hat, ist

nachzuversichern; dabei sind die Vorschriften des RVÄnäG

entsprechend anzuwenden°
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Da das LSG die Rechtslage unzutreffend beurteilt hat, ist

die Revision begründet. Die Urteile der Vorinstanzen sind

aufzuheben; der Anspruch auf Nachversichéfuhg ist begründet;
die Beklagte hat der Klägérin und der Beigeladenen einen

neuen Bescheid über die Nachver51cherung des Sch. zu er—

teilen (5 170 Abs‚ 2 Satz 1 sec).

Sie Entscheidung über 613 Kosten beruht auf der entsprechenw

den Anwendung des 5 193 SGG.
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